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Alle Anträge, die in der 1. Tagung der Dreizehnten Synode der EKHN, 19.-21.05.2022 gestellt 
wurden und zur weiteren Behandlung an synodale Ausschüsse, den Kirchensynodalvorstand 

und an die Kirchenleitung überwiesen wurden: 
 

ÜBERSICHT 
Be-

schluss-
Nr. 

Anträge 
zu TOP Thema 

zu 
Druck
sache 

zu fin-
den auf 

Seite 

 8 Entschließungsantrag: Stimmrecht für Jugenddelegierte 6/22 2 

 11 
Namen von weiteren Ausschüssen – wird auf 2.Tg. aufge-
rufen 

- 2 

 23 
Anträge 02-27 zu ekhn2030 –  
Kirchengesetz zum Verkündigungsdienst (1. Lesung) 

20/22
G 

3-11 

 26.1 DA Worms-Wonnegau: Tätigkeitszulage GüT-Leitungen - 12 

 26.2 DA Wetterau: Unterstützung EJHN-Freizeitheim Uhu - 13 

 26.3 
DA Wiesbaden: zusätzliche Finanzmittel für Jahresab-
schlüsse 

- 14 

     

 
Abkürzungsverzeichnis für Ausschüsse, KSV und KL 15 
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1. Tagung der Dreizehnten Kirchensynode 
 

Antrag zu 
 

TOP 8: Geschäftsordnung der 13. Kirchensynode 
 

(Drucksache Nr.6/22) 
 

am 31.5.2022 vom KSV überwiesen an: ABGJ, RA und KL  
 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

mündlich aus der De-
batte: auf Anregung von 
Jugenddelegierter 
Sabrina Schrade vom Al-
terspräses Wolfgang Pra-
witz zusammengefasst. 

00 
Entschließungsantrag nach Beschlussfassung über die 
Geschäftsordnung der 13.KS: Es soll geprüft werden, ob 
und welche Gesetzesänderungen notwendig sind, um Ju-
genddelegierten das Stimmrecht in der Kirchensynode ein-
zuräumen. 

 
 

Antrag zu 
 

TOP 15 und 11:  Weitere zu bildende Synodalausschüsse 
(Drucksache Nr.14/22) 

 
In BenA beraten; wird in 2.Tg. neu aufgerufen. 
 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Ulrike Laux 01 
Die Synode möge beschließen: 
7 Ausschüsse sind in der Geschäftsordnung §31 bereits 
fixiert, dies bedeutet, dass 84 Synodale in diesen Aus-
schüssen mitarbeiten § 31 Absatz 5 gibt der Synode die 
Möglichkeit, weitere Ausschüsse zu bestimmen. Dafür 
stünden etwa 25 Synodale zur Verfügung. Die Synode 
bildet daher drei Wahlausschüsse. 
Die bisherigen vier Wahlausschüsse haben hervorra-
gende Arbeit geleistet; die Synode bedankt sich aus-
drücklich bei den Mitgliedern für ihr Engagement. Ange-
sichts der Herausforderungen und Neuerungen, die auf 
uns zu kommen, sollen auch die Wahlausschüsse neu 
gegründet und ihnen neue Namen gegeben werden. 
Die anstehenden Arbeitsaufträge werden von der Sy-
node an die Ausschüsse erteilt.  

• Für die drei neuen Wahlausschüsse mit jeweils 
8 bzw. 9 Mitgliedern sollen folgende Ausschüsse 
eingesetzt werden: 
Ausschuss für die Arbeit mit Menschen (AMEN) 

• Ausschuss für Kommunikation und Entwicklung 
(KOMMEN) 

• Ausschuss für Nachhaltigkeit und gesellschaftli-
che Verantwortung (NEGEV) 
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Antrag zu 
 

TOP 23:  ekhn2030 – Kirchengesetz zum Verkündigungsdienst (1. Lesung) 
 

(Drucksache Nr.20/22G) 
 

überwiesen an RA (F), ABGJ, AKG, ThA und VA sowie alle Ausschüsse, die eine Stellung-
nahme für sinnvoll erachten 
 

Antragstel-
lende/r 

An-
trag 
Nr. 
 

Antrag im Wortlaut 

Christian Hepp 02 
Die Synode möge beschließen: 
In Artikel 1 § 7 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte: „zum 1. Januar 
2030 bestehend aus mindestens drei Vollzeitäquivalenten“ ge-
strichen. 
 
Begründung: Die XII. Kirchensynode hat in ihrer Beschlussfas-
sung zum Regionalgesetz ihren Willen deutlich zum Ausdruck 
gebracht, keine gesamtkirchlichen Vorgaben zur Größe der Ver-
kündigungsteams setzen zu wollen, um regionalen und lokalen 
Anforderungen flexibel und angemessen begegnen zu können.  
 

Dieter Eller 03 
Die Synode möge beschließen: 
Im Regionalgesetz heißt es unter § 2b und 2d: 

§ 2b Nachbarschaftsraum 

( 2 ) 1 Gemeindepfarrstellen werden in der Regel einem Nach-
barschaftsraum zugeordnet.  

§ 2d Form der Zusammenarbeit im Nachbarschaftsraum 

( 1 ) Kirchengemeinden eines Nachbarschaftsraums organisie-
ren sich innerhalb von drei Jahren nach Beschluss des Regio-
nalplans entweder als eine Kirchengemeinde oder Gesamtkir-
chengemeinde oder bilden eine Arbeitsgemeinschaft mit einem 
geschäftsführenden Ausschuss, der in wesentlichen gemeinsa-
men Angelegenheiten von Personal, Gebäuden und Verwaltung 
anstelle der Kirchenvorstände für die Kirchengemeinden ent-
scheidet und diese insoweit auch im Rechtsverkehr vertritt. 
 
Hieraus lese ich, dass der geschäftsführende Ausschuss we-
sentliche gemeinsame Personalentscheidungen anstelle der Kir-
chenvorstände für die Gemeinden trifft. Dazu gehört nach mei-
nem Verständnis insbesondere die Wahl der Pfarrerin oder des 
Pfarrers. 
 
Ich beantrage daher Artikel 2, 5. §17 Pfarrstellengesetz, Satz b 
wie folgt zu ändern: 
 
Organisiert sich der Nachbarschaftsraum als Arbeitsgemein-
schaft, wird das Wahlrecht vom geschäftsführenden Ausschuss 
der Arbeitsgemeinschaft ausgeübt. Die beteiligten Kirchenge-
meinden sind vor der Wahl anzuhören. 
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Hierdurch wird eindeutig festgelegt, wo die Entscheidung getrof-
fen wird, ansonsten braucht es Regeln, wie bei abweichenden 
Voten der beteiligten Kirchengemeinden verfahren werden soll. 

Jaana Perttu-
Kacsóh 

04 
Die Synode möge beschließen: 
Im Artikel 1 §7 (3), den letzten Satz wie folgt zu ändern: 
Die zugeordneten Stellenumfänge haben in der Regel einen Be-
schäftigungsumfang von mindestens einer 0,5 Stelle. 
 
Begründung: 
Auch wenn es grundsätzlich zu befürworten ist, von sehr kleinen 
Stellenumfängen Abstand zu nehmen, kann es in begründeten 
Einzelfällen wichtig sein, von der Mindestgröße von 0,5 Stellen-
umfang im einem Verkündigungsteam abweichen zu können. 
 
Vor allem im gemeindepädagogischen und kirchenmusikali-
schen Dienst in den Dekanaten gibt es Stellen mit ganz unter-
schiedlichen Beschäftigungsumfängen. Häufig beinhalten diese 
Stellen mit einem kleinen Prozentsatz einen Auftrag auch auf 
der Dekanatsebene. Diese Stellen mit einer strikten Vorgabe 
von mindestens 0,5 Stellenanteil gerecht auf die Nachbarschaft-
räume zu verteilen wäre in der Praxis schwierig. 
 
Deswegen ist es wichtig, dass die Dekanatssynoden mit ihrer 
Kompetenz vor Ort bei der Zuordnung der Stellen und Stellenan-
teile zu den Verkündigungsteams eine ausreichende Gestal-
tungsfreiheit haben, im Interesse der Mitarbeitenden und der 
Nachbarschaftsräume. 
 

Jörg Wald-
schmidt 

05 
Die Synode möge beschließen: 
Im „Kirchengesetz zur Umsetzung der Pfarrstellenbemessung in 
den Jahren 2020 bis 2024, zur Bemessung des hauptamtlichen 
Verkündigungsdienstes (Stellen im Pfarrdienst, im gemeindepä-
dagogischen und kirchenmusikalischen Dienst) in den Jahren 
2025 bis 2029 zur Ausgestaltung von Nachbarschaftsräumen“ 
§7  Absatz 3 wird ergänzt: 
Den Nachbarschaftsräumen werden zum 1. Januar 2025 Ver-
kündigungsteams, zum 1. Januar 2030 bestehend aus in der 
Regel mindestens drei Vollzeitäquivalenten ….. zugeordnet. 
 
Begründung: 
Die verbindliche Festschreibung von drei Vollstellen ist insbe-
sondere in ländlichen Dekanaten kaum durchführbar und führt in 
der Akzeptanz der Nachbarschaftsräumen zu großen Proble-
men: 
Es zwingt Gemeinden in Nachbarschaftsräume, die sozialräum-
lich nichts miteinander zu tun haben 
Gemeinden, die bereits seit 1-2 Jahren auf einem gemeinsamen 
Weg sind und schon eine feste Zuordnung gefunden haben, 
werden damit vor die Tatsache gestellt, dass ihr Raum zu klein 
ist. Das schafft eine enorme Irritation und Unzufriedenheit. 
Die Fragilität in vielen Kirchenvorständen seit der letzten KV-
Wahl und den Einbrüchen durch die Corona-Zeit, sollte den Ver-
antwortlichen vor Ort ein hohes Maß an Gestaltungsfreiheit las-
sen. 
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Mareike Opon-
czewski 

06 Die Synode möge beschließen:  
Der Artikel 9 „Änderung der Pfarrstellenverordnung“ ist zu er-
gänzen:  
§2 (3) Regionale Stellen im Sinne dieser Rechtsverordnung 
sind  

- Die Stellen von Dekanats- oder Stadtjugendreferentin-
nen und -referenten  

Die Stellen der Dekanats- und Stadtjugendreferent*innen sind 
weiterhin für die dekanatsweite Arbeit mit, von und für Kin-
der(n) und Jugendliche(n) zur Verfügung zu stellen. Der Ge-
setzesentwurf ist so zu überarbeiten, dass ihre Stellen von 
den übrigen zugewiesenen Stellen des gemeindepädago-
gisch-diakonischen Dienstes planerisch und rechnerisch von-
einander getrennt sind und weiterhin dem Dekanat angesie-
delt werden.  

 

Mareike Opon-
czewski 

07 Die Synode möge beschließen:  
Entwurf zum Kirchengesetz zum Verkündigungsdienst  
Artikel 3 „Änderung des Gemeindepädagogengesetzes“ wird 
durch folgende Änderung ergänzt: 
§ 9 (1), Satz 2 des Gemeindepädagogengesetzes vom 9. Mai 
2014 (ABl. 2014 S. 255), zuletzt geändert am 25. November 
2021 (ABl. 2021 S. 460), wird wie folgt geändert:  
„² In Dekanaten mit über 50.000 Gemeindemitgliedern ist eine 
zweite hauptamtliche Stelle aus dem Regionalplan für die Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen zu errichten.“  
Die Änderung soll die zweite hauptamtliche Stelle verpflichtend 
für Dekanate vorsehen.  
Des Weiteren soll geprüft werden, die notwendige Gemeinde-
gliederzahl für eine zweite hauptamtliche Stelle zu senken. 
Hierbei ist zu prüfen, anhand der Prognosen für die Abnahme 
der Gemeindeglieder je Dekanat, welcher neue Schwellenwert 
als Richtwert zu empfehlen wäre.  
--------------------------------------------------- 
Die bisherige Formulierung ist:  
§ 9 (1), Satz 2 des Gemeindepädagogengesetzes (GpG)  
„² In Dekanaten mit über 50.000 Gemeindemitgliedern kann eine 
zweite hauptamtliche Stelle aus dem Regionalplan für die Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen errichtet werden.“ 

Vladislav Goly-
schkin  

08 Die Synode möge beschließen: 
Im Artikel 3, Gemeindepädagogengesetz, §4 GpG Befähigung 
und Anstellung, Absatz (1) soll der Satz „Der Abschluss in einem 
durch die EKHN anerkannten Studiengang muss mindestens 
Bachelor-Niveau erreichen“ gestrichen werden.  
 
Und im Absatz (3) soll der Satzteil „oder bei fehlendem Ab-
schluss auf Bachelor-Niveau“ gestrichen werden. 
 
Im Artikel 10, Gemeindepädagogenverordnung, § 1 GpVO Fi-
nanzierung und Umsetzung des Regionalplans soll der Satz „Die 
Besetzung von Stellen mit Mitarbeitenden ohne Abschluss auf 
Bachelor/Master-Nivea ist auf eine Stelle begrenzt“ aus dem Ge-
setz gestrichen werden.   
 
Begründung:  
Für die Arbeit in den Gemeinden ist es vordergründig passende 
Personen für die gemeindepädagogischen Aufgaben zu haben. 
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Beide Passus schränken den Personenkreis passender Persön-
lichkeiten ein, der eingestellt werden könnte. Bei dem herr-
schenden Fachkräftemangel ist daher kontraproduktiv den Per-
sonenkreis einzuschränken. Eine weitere Öffnung des Perso-
nenkreises für den gemeindepädagogischen Dienst sollte insge-
samt angestrebt werden, da dies zukunftsorientiert ist.  
 

Vladislav Goly-
schkin 

09 Die Synode möge beschließen: 
Im Artikel 3, Gemeindepädagogengesetz, §4 GpG Befähigung 
und Anstellung, Absatz (1) zu ergänzen:  

„Abschlüsse, die in anderen Landeskirchen kirchlich anerkannt 
werden und dort für den gemeindepädagogischen Dienst befähi-
gen, sind für die Anstellung innerhalb der EKHN ebenfalls befä-
higt.    

Begründung:  
Für die Arbeit in den Gemeinden ist es vordergründig passende 
Personen für die gemeindepädagogischen Aufgaben zu haben. 
Die bisherigen Regelungen schränken den Personenkreis pas-
sender Persönlichkeiten ein, der eingestellt werden könnte. Bei 
dem herrschenden Fachkräftemangel ist daher kontraproduktiv 
den Personenkreis einzuschränken. Eine weitere Öffnung des 
Personenkreises für den gemeindepädagogischen Dienst sollte 
insgesamt angestrebt werden, da dies zukunftsorientiert ist. 

 

Evelyn Bachler 10 Die Synode möge beschließen: 
§ 5 des Verkündigungsdienstgesetzes zu verändern und die 
Stellen der DJRs aus den Gemeindepädagogischen Stellen her-
auszutrennen.  

Die DJR  Stellen, als Stellen im Gemeindepädagogischen, kön-
nen, so im Regionalgesetz festgelegt, zwar am Dekanat verortet 
werden können aber auch in den Nachbarschaftsraum gegeben 
werden. Dieses entscheidet die Dekanatssynode. 

Doch die Möglichkeit der Verortung im Nachbarschaftsraum für 
die DJR widerspricht dem Auftrag der DJRs. Sie sind der Ju-
gend im Dekanat zugeordnet und sind Regionale Geschäftsfüh-
rer der Evangelischen Jugend in Hessen und Nassau. In dieser 
Struktur sind sie nicht den gemeindlichen Jugendausschüssen, 
sondern der Jugend im Dekanat zugeordnet und unterstützen 
den Vorstand der Jugend und deren Arbeit. Diese Zuordnung 
wird verdeutlicht durch die Verortung der DJRs am Dekanat und 
nicht im Nachbarschaftsraum. 

 

Evelyn Bachler 11 Die Synode möge beschließen: 
§ 9 Absatz 1 des Verkündigungsdienstgesetzes zu ändern in 
„Die Verkündigungsteams haben beschließende Stimme“ 

Das Umdenken in Teams ist begrüßenswert, vor allem im Arbei-
ten in interprofessionelle Teams liegt eine große Chance. Doch 
über die Rechte und Pflichten der einzelnen Berufsgruppen und 
das Arbeiten miteinander, muss noch einmal nachgedacht wer-
den. Bisher haben die Pfarrer*innen beschließende Stimme im 
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Leitungsgremium, ebenso können sie in die Synode (Dekanat- 
und Landessynode), über ihre Berufsgruppe gewählt werden. 

Nun sollen, mit Entstehung der Verkündigungs-Teams, den 
Pfarrer*innen das Stimmrecht entzogen werden, wahrscheinlich 
um im Team eine Homogenität zu erreichen und eine Gleichbe-
rechtigung im Team zu unterstreichen. 

Das ist in meinen Augen nicht das richtige Mittel um aus  Teams 
ein Team zu machen. 

Wie diese Teams zusammenarbeiten sollen und können muss 
gut, strukturiert überdacht werden. 

Durch den Entzug des Stimmrechtes bei Pfarrer*innen wird das 
Modell der Teams nicht händelbarer und nicht attraktiver. Es 
wäre daher wünschenswert über beschließende Stimmen im ge-
samten Verkündigungsteam nachzudenken. Das gleich gilt auch 
für die Wahl zur Synode. Wählbar müssten dann alle Berufs-
gruppen sein. Zudem müssen die Teams in ihrer Entstehung 
und Aufstellung professionell begleitet werden. 

 

Jasmin Klein 12 Antrag an die Synode 
Bezugnehmend zum Entwurf eines Kirchengesetzes zum haupt-
amtlichen Verkündigungsdienst und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Kirchengesetz zum Verkündigungsdienst) - Drucksa-
che Nr. G 20/22 https://www.kirchenrecht-ekhn.de/syno-
dalds/49819.pdf stelle ich folgenden Ergänzungs- bzw. Ände-
rungsantrag:  

Zu B2:  

- Für die multiprofessionellen / interprofessionellen Teams 
im Verkündigungsdienst wird eine Dienstordnung erstellt. 
Teil der Dienstordnung sind Regelungen für ein geglie-
dertes Beschwerdemanagement im Nachbarschafts-
raum, das die Wege der Zusammenarbeit in Konfliktsitu-
ationen bestimmt. Beratung von außen allein reicht nicht. 

- Angestellte Mitarbeitende in der EKHN haben eine ge-
wählte Beteiligungs- und Vertretungsstruktur auf allen 
Ebenen. Die gewählten Vertreter/innen erhalten Sitz und 
Stimme in den Entscheidungsgremien, um den komple-
xen Aufgaben des gesellschaftlichen Wandels mit allen 
vorhandenen Ressourcen adäquat zu begegnen. 

Zu B3: 

- Zum Gelingen eines Professionenmixes und zum Arbei-
ten „auf Augenhöhe“ wird die Anstellung auf landeskirch-
licher Ebene auf angestellte Mitarbeitende im Verkündi-
gungsdienst ausgeweitet. Dies ermöglicht allen Berufs-
gruppen die rechtliche Grundlage für Sitz und Stimme in 
Entscheidungsgremien.  

- Die Auswahl des Personals obliegt weiterhin den Deka-
naten bzw. Nachbarschaftsräumen.  

- Die Ausbildung der kirchlich Mitarbeitenden ist auf Ko-
operation angelegt: Gemeinsame Ausbildungsmodule 

https://www.kirchenrecht-ekhn.de/synodalds/49819.pdf
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/synodalds/49819.pdf
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sind regulär. Dadurch wird interprofessionelle Teamar-
beit konstitutiv befördert. 

Im Antrag fließen Inhalte aus folgenden Papieren mit ein:  

1. „7 Forderungen“ der AG „Zukunft des GPD in der EKHN“  

https://vorderer-odenwald-evangelisch.ekhn.de/filead-
min/content/dekanat-odenwald-vorn/redaktion/Doku-
mente/2022/7_Forderungen_28322..pdf     

 
2. Gedanken zur Ämtergerechtigkeit in der EKHN von Ina 

Wittmeier   
https://ehrenamtsakademie.ekhn.de/wir-ueber-uns/vero-
effentlichungen.html  
 

Stefan Koch 13 Die Synode möge beschließen: 
§9 (1) Ausgestaltung von Nachbarschaftsräumen: 

Sätze 2 und 3 werden ersetzt durch: 

„Mitglieder des Verkündigungsteams dürfen in diesem Gremium 
maximal ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder sein.“ 

 
Klaus Neumeier 

 
14 Die Synode möge beschließen: 

Die Kirchenleitung wird beauftragt, zur Herbstsynode 2022 eine 
Darstellung vorzulegen über die Entwicklung der Studierenden 
der Ev. Theologie (Vollstudium) auf der Liste der EKHN sowie 
bundesweit in Fakultäten der Ev. Theologie und in den Gliedkir-
chen der EKD. Ebenso wird die Kirchenleitung beauftragt zu be-
richten über Gespräche mit Fakultäten und innerhalb der EKD 
zur Weiterentwicklung und Steigerung der Attraktivität des Studi-
ums der Ev. Theologie mit Berufsziel Pfarrberuf. 

 
Norbert Schweit-
zer 

15 Die Synode möge beschließen: 
In Artikel 1, §§ 3 und 5, des Kirchengesetzes zum hauptamtli-
chen Verkündigungsdienstes ist die Bemessungsgrundlage von 
80% Gemeindeglieder und 20% Fläche auf 100% Gemeinde-
glieder zu ändern. 

Betrifft auch die Pfarrdienstordnung §2 Absatz 2. 

Begründung: Die 80/20-Regel benachteiligt die Dekanate im 
städtischen bzw. stadtnahen Umfeld und bevorzugt Dekanate im 
ländlichen Raum. Laut Prognose erwarten die städtischen / 
stadtnahen Dekanate den größten Verlust an Gemeindemitglie-
dern. Gerade hier sollte dann möglichst nicht im Personalbe-
reich überproportional gespart werden. 

 

Jeremy Sieger 16 Die Synode möge beschließen: Der neue Paragraf 2a „Dienst-
ordnung“ im Artikel 17 wird folgendermaßen verändert:  

„§ 2a Dienstordnung  

(1) Die Dienstordnung beschreibt die pfarramtlichen, pädagogi-
schen und kirchenmusikalischen Aufgaben des 

https://vorderer-odenwald-evangelisch.ekhn.de/fileadmin/content/dekanat-odenwald-vorn/redaktion/Dokumente/2022/7_Forderungen_28322..pdf
https://vorderer-odenwald-evangelisch.ekhn.de/fileadmin/content/dekanat-odenwald-vorn/redaktion/Dokumente/2022/7_Forderungen_28322..pdf
https://vorderer-odenwald-evangelisch.ekhn.de/fileadmin/content/dekanat-odenwald-vorn/redaktion/Dokumente/2022/7_Forderungen_28322..pdf
https://ehrenamtsakademie.ekhn.de/wir-ueber-uns/veroeffentlichungen.html
https://ehrenamtsakademie.ekhn.de/wir-ueber-uns/veroeffentlichungen.html
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Verkündigungsteams und bestimmt die Zuständigkeiten. Sie legt 
die Arbeitsweise fest.  

Sie legt orts- und aufgabenbezogene Dienste fest.  
(2) Die Dienstordnung wird mit dem jeweiligen Leitungsorgan 
unter Beteiligung des Dekanatssynodalvorstandes erstellt und 
vom Dekanatssynodalvorstand unter Federführung des oder der 
Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit dem jeweiligen Lei-
tungsorgan beschlossen.“ 
3) Bei der Erstellung kann im Einzelfall ist die Fachberatung zu 
beteiligen beteiligt werden. Nach spätestens vier Jahren oder 
bei Personalwechsel ist die Dienstordnung zu überprüfen.“ 
 

Jeremy Sieger 17 Die Synode möge beschließen: 
Im Verkündungsgesetz ist die Nachwuchsförderung im Be-
reich der Gemeindepädagog*innen weitreichend zu stärken.  

Hierfür soll in Kooperation mit der Evangelischen Hochschule 
Darmstadt und insbesondere der Studierenden des Studien-
gangs „Diakonie/Gemeindepädagogik und Soziale Arbeit“ die 
Bedarfe an Begleitung und Vernetzung der Studierenden, 
durch und hin zur EKHN erhoben werden.  

Des Weiteren soll geprüft werden, inwieweit die Möglichkeit 
der Absolvierung und Vergütung von praktischen Studienpha-
sen ebenso für Studierende weiterer sozialwissenschaftlicher 
Studiengänge zur zukünftigen Personalgewinnung umsetzbar 
und ausbaubar ist.  

Allgemein sind die Möglichkeiten für praktische Studienpha-
sen von Studierenden bei den kirchlichen Trägern zu versteti-
gen, auszuweiten und stärker zu bewerben. Die Anstellungs-
träger*innen und Hauptberuflichen in ihrer Rolle als Praxisan-
leitung sind für die Wichtigkeit und Notwendigkeit der prakti-
schen Studienphasen zu sensibilisieren.  
Mögliche Gesetze und Verordnungen, welche u.a. zur Ein-
pflege der inhaltlichen Punkte und für Änderungen im Arti-
kelgesetz herangezogen werden können, sind:  
  

- 313 „Studierende im Fachbereich Kirchliche Ge-
meindepraxis“ (EFH-StudO)  

- 540 „Ausbildungs- & Praktikantenordnung EKHN“ 
(APro.EKHN)  

- 570 „Gemeindepädagogengesetz“ (GpG)  
 

  

Hans-Jörg Wahl 18 Die Synode möge beschließen: 
Die Kirchenleitung wird gebeten: Für die Verkündigungsteams 
sollen im Kirchengesetz zum Verkündigungsdienst die Gesetze 
und Ordnungen im gemeindepädagogischen, kirchenmusikali-
schen Dienst und Pfarrdienst hinsichtlich Arbeitszeiten, Kompe-
tenzen und Verantwortung überprüft werden. 
 

Carsten Simmer 19 Die Synode möge beschließen: 
Der Schlüssel für die dekanatsbezogene Stellenzuweisung wird 
geändert in: 
70% Mitglieder 
30% Fläche 
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Sonja Löytynoja 

 
20 Die Synode möge beschließen folgenden Satz zu streichen: 

Artikel 1 § 9 Absatz 1, Satz 3. (Führen Mitglieder des Verkündi-
gungsteams den Vorsitz oder nehmen sie die Stellvertretung 
wahr, sind sie stimmberechtigte Mitglieder des Leitungsgremi-
ums.) 
 
Begründung:  
Das Verkündigungsteam ist in den Gemeinden für das Einbrin-
gen der hermeneutischen Perspektive zuständig. Damit deuten 
sie Leben und Lebenswelten und bringen das Handeln der Ge-
meinden unter Gottes Licht. Diese Dienste haben demnach fol-
gende Schwerpunkte: Kommunikation, Beziehung und Bera-
tung. Dieser beratende Charakter geht in der beratenden 
Stimme auf. 
 

Jörg Niesner 

 
21 Die Synode möge beschließen: 

Es soll geprüft werden, in welcher Weise Religionslehrer:innen 
berufliche Perspektiven in Verkündigungsteams, etwa auch im 
Rahmen von Teilzeit/Geringfügigkeit, bekommen können. 

Begründung: Im gesamten Kirchengebiet gibt es gut ausgebil-
dete Religionslehrer:innen mit hoher Motivation. Oft wird die 
mangelnde Anbindung an die Kirche bemängelt. Viele der Lehr-
kräfte arbeiten in Teilzeit im Schuldienst und könnten möglicher-
weise Interesse haben, sich in bestimmtem Umfang, professio-
nell in Verkündigungsteams mitzuarbeiten. 

 

Markus Eichler 22 Die Synode möge beschließen: 
Eine angepasste Vergütungsregelung für das neue Verkündi-
gungsteam, die bei Vakanzen im Nachbarschaftsraum ab einem 
halben Jahr der enormen Arbeitsbelastung durch einen ange-
messenen Vergütungsaufschlag gerecht wird bzw. eine klare 
zeitliche und stellenumfängliche Begrenzung der Dauer von 
Langzeitvertretungen. 

Begründung: 
Es sind enorme Vakanzen über einen längeren Zeitraum bei al-
len drei Berufsgruppen zu erwarten. Der bisherige Schwierig-
keitsstellenzuschlag im Pfarrdienst bei Vakanzvertretungen wird 
dem enormen Arbeitsaufwand nicht gerecht. Nun sind dadurch 
alle Berufsgruppen unmittelbar in ihrem Dienst betroffen. Bei im-
mer höherer Arbeitsbelastung und nicht angemessener Zu-
schlagszahlung in schwierigen Situationen wird dem Fachkräfte-
mangel nicht begegnet werden können. 

 

 Christian Heß 23 Die Synode möge beschließen:  
Die Benachteiligung von Absolventen des Masterstudiengangs 
gegenüber der klassischen Theologiestudierenden im Zugang 
zum Vikariat soll entfallen.  
Alle Absolvierende – egal wie sie ihren Theologischen Ab-
schluss erlangt haben sollen einen gleichberechtigten Zugang 
erhalten.  
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Kerstin Peiper 24 Die Synode möge beschließen: 
dass von den verschiedenen Personengruppen aktuelle Stel-
lungnahmen bis zur Herbstsynode 22 erbeten werden. (Studie-
renden Rat, Studierenden der Gemeindepädagogik an EHD, 
RDV, PfarrerInnen im Probedienst, Pfarrausschuss, Gemeinde-
pädagogischer Dienst, Kirchenmusikalischer Konvent, Kirchen-
musik-Studierende, Vertretung der LektorInnen und PrädikantIn-
nen). 
 

Diehl Johannes 
Friedrich 

 

Die Anträge 25 und 
26 haben sich laut 
Email des Antrags-
stellers vom 
21.5.2022 nach Ge-
spräch mit Personal-
dezernent Jens 
Böhm erledigt. MFC 

25 Die Synode möge beschließen: 
Artikel 6 „Änderung des Ausführungsgesetzes zum Besoldungs- 
und Versorgungsgesetz des EKD“ ist zu streichen. 
 
Begründung 
Die Umstellung der Ausbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Vikariat von einem Beamtenverhältnis auf Widerruf auf ein öf-
fentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis bedeutet m.E. eine 
Schlechterstellung der Vikarinnen und Vikare. Da die EKHN 
Nachwuchsprobleme hat, ist dabei nicht zuletzt die Außenwir-
kung zu achten: eine solche Umstellung macht den Pfarrberuf 
nicht attraktiver. Hier ist insbesondere auch auf die Absolventin-
nen und Absolventen der Studiengänge für sog. Quereinsteiger 
hinzuweisen, die in einem späteren Lebensabschnitt stehen. 
Ferner hat der Rat der Vikarinnen und Vikare in seiner Stellung-
nahme zu Drs. 10/22 diese Umstellung abgelehnt. 
 

Diehl Johannes 
Friedrich 

 

Die Anträge 25 und 
26 haben sich laut 
Email des Antrags-
stellers vom 
21.5.2022 nach Ge-
spräch mit Personal-
dezernent Jens 
Böhm erledigt. MFC 

26 Die Synode möge beschließen: 
Im Rahmen der Beratung des Gesetzes „ekhn2030 – Kirchenge-
setz zum Verkündigungsdienst“ Drs. G20/22 möge geprüft wer-
den, inwiefern die Paragraphen §38 „Residenzpflicht, Dienst-
wohnung“ Abs (1) des Pfarrdienstgesetzes der EKD 
(PfDG.EKD) und §3 „Dienstwohnungspflicht und Anspruch auf 
Gestellung einer Dienstwohnung“ der Pfarrdienstwohnungsver-
ordnung (PfDWVO) auf dem Hintergrund der Bildung von Ver-
kündungsteams im Nachbarschaftsbereich auf Ausnahmen von 
der Residenz- bzw. Dienstwohnungspflicht zu modifizieren sind. 
Ggfs. ist zu prüfen, ob auch andere Kirchengesetze davon be-
troffen sind. 
 

Susanne Koch 

 

27 Die Synode möge beschließen: 
Die Dekane-Stellen sollen nicht in den Umfang der Reduzierung 
„Sonstige Pfarrstellen“ aufgenommen werden. 
 
Begründung: 
Bei der Pfarrstellenbemessung werden „sonstige Pfarrstellen“ 
um 25 % gekürzt. 
Da die Dekanestellen nicht gekürzt werden können, entsteht 
eine übermäßige Belastung der Dekanate, die bisher einen ge-
ringen Stellenanteil an Sonstigen Stellen haben. 
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überwiesen an VA und KL: 
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überwiesen an ABGJ (F), BA, FA und KL: 
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überwiesen an RPAus (F), AKG, FA und KL: 
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Abkürzungsverzeichnis 

 
Abkürzung Name 

DA Dekanatsantrag 

Drs. Drucksache 

  

ABGJ Ausschuss für Bildung, Generationen, Jugend  

AGV Ausschuss für Gesellschaftliche Verantwortung 

AKG Ausschuss für Kommunikation und Gemeindeentwicklung 

 

BA 

 

Bauausschuss 

 

BenA 

 

Benennungsausschuss 

 

FA 

 

Finanzausschuss 

 

RPAus 

 

Rechnungsprüfungsausschuss 

 

RA 

 

Rechtsausschuss 

 

ThA 

 

Theologischer Ausschuss 

 

VA 

 

Verwaltungsausschuss 

KS Kirchensynode 

 

KSV 

 

Kirchensynodalvorstand 

 

KL 

 

Kirchenleitung 
 
 


